
Gedanken zur Schaffung eines Richterwahlgesetzes
Von GERHARD SCHREIER, Hauptreferent im Ministerium der Justiz

In den bisherigen Veröffentlichungen zur bevor­
stehenden Wahl der Richter der Kreis- und Bezirks­
gerichte durch die örtlichen Volksvertretungen wurden 
vorwiegend deren prinzipielle politische Bedeutung für 
die Entwicklung der Gerichte zu sozialistischen Staats­
organen1 und die unmittelbar mit der praktischen Vor­
bereitung der Richterwahl in den Kreisen und Bezirken 
zusammenhängenden Fragen behandelt2. Das entspricht 
dem wiederholt auch vom Minister der Justiz geäußer­
ten Standpunkt, daß die Vorbereitung und Durchfüh­
rung der Richterwahl keine Frage der Gesetzgebung 
und der Technik der Durchführung der Wahl ist, 
sondern eine politische Frage, deren Lösung in ent­
scheidendem Maße von dem Tempo der weiteren Ent­
wicklung der Gerichte abhängt. Es gilt, auch im Bereich 
der Justiz das Grundprinzip des Aufbaus und der 
Arbeitsweise aller Staatsorgane in der DDR, das Prinzip 
des demokratischen Zentralismus, stärker zu verwirk­
lichen. Es müssen neue Formen der Einbeziehung der 
werktätigen Bevölkerung in die gerichtliche Tätigkeit 
und des Zusammenwirkens mit den örtlichen Volks­
vertretungen und ihren Räten als den obersten Organen 
der Staatsmacht in ihrem Zuständigkeitsbereich ent­
wickelt werden. Nur so kann die bereits auf der 
33. Tagung des Zentralkomitees der SED gestellte 
Forderung besser verwirklicht werden, „daß die Volks­
vertretungen und damit das Volk die Grundsätze der 
Rechtsprechung bestimmen“2. Die Richterwahlen, die 
ein bestimmtes Stadium dieses Umwandlungsprozesses 
in den Arbeitsmethoden der Gerichte voraussetzen, 
werden ihrerseits aktiv diese Entwicklung fördern und 
zu einer noch engeren Verbindung sowie zu einem 
noch besseren Zusammenwirken zwischen den Gerich­
ten und den örtlichen Organen der Staatsmacht führen. 
Sie werden die Verantwortlichkeit der Richter gegen­
über den Volksvertretungen erhöhen und dazu bei­
tragen, daß die Erfahrungen der Gerichte stärker in die 
staatliche Leitungstätigkeit der örtlichen Organe ein­
bezogen werden. Die Richterwahlen werden auch zur 
Folge haben, daß alle Richter der Kreis- und Bezirks­
gerichte die Beschlüsse der örtlichen Organe der Staats­
macht auswerten, um iiiit den Mitteln der gerichtlichen 
Tätigkeit stärker als bisher an der Lösung der Haupt­
aufgaben der örtlichen Organe mitzuwirken. Das wird 
zu einer erheblichen Verbesserung der gerichtlichen 
Tätigkeit, insbesondere der Rechtsprechung, führen und 
gewährleisten, daß die örtlichen Volksvertretungen 
und damit die werktätige Bevölkerung in stärkerem 
Maße auf die Grundsätze der Rechtsprechung einwirken 
als bisher. Darüber hinaus wird die Wahl der Richter 
das in den vergangenen Jahren ständig gewachsene 
Vertrauen der werktätigen Bevölkerung zu den Ge­
richten stärken und die Verantwortlichkeit der Richter 
vor dem Volk voll zum Ausdruck bringen.

Im nachfolgenden sollen einige Fragen behandelt 
werden, die bei der Schaffung der für den Übergang 
zur Richterwahl erforderlichen gesetzlichen Bestim­
mungen untersucht und gesetzlich geregelt werden 

■ müssen4. Dabei soll von einigen rechtsvergleichenden 
Untersuchungen ausgegangen werden.

*
In den sozialistischen Ländern werden die Wahlen 

der Richter für die Kreisgerichte in zwei verschiedenen 
Grundformen durchgeführt. In der Sowjetunion und in 
den Volksdemokratien Albanien und Bulgarien werden 
die Richter und Schöffen der Kreisgerichte durch all­
gemeine, gleiche, direkte und geheime Wahlen in ihr
...........  -  — —  r
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Amt berufen; in der CSR und in Ungarn werden sie 
durch die örtlichen Volksvertretungen gewählt. Die 
Richter der Bezirksgerichte werden durch die Volks­
vertretungen der Bezirke gewählt. Die beiden Grund­
formen der Wahl der Richter der Kreisgerichte sollen 
durch die Darstellung der Richterwahl in der Sowjet­
union und in der CSR erläutert werden.

Durch Gesetz des Obersten Sowjets der UdSSR vom
11. Februar 19572 6 7 wurden die Unionsrepubliken nicht 
nur für zuständig erklärt, Zivilgesetzbücher, Straf­
gesetzbücher, Zivilprozeßordnungen und Strafprozeß­
ordnungen herauszugeben, sondern sie wurden auch 
ermächtigt, Gerichtsverfassungsgesetze für die Gerichte 
der Unionsrepubliken zu erlassen. Entsprechend dem in 
diesem Gesetz enthaltenen Vorbehalt, daß in der Kom­
petenz der UdSSR allerdings die Festlegung der Grund­
sätze für die Gerichtsverfassungsgesetze, für das Straf- 
und Zivilverfahren sowie für die straf- und zivilrecht­
liche Gesetzgebung bleibt, wurden durch Gesetz des 
Obersten Sowjets der UdSSR vom 25. Dezember 1958« 
die „Grundsätze der Gesetzgebung über das Gerichts­
system der Union der SSR, der Unions- und autonomen 
Republiken“ bestätigt. Danach werden die Richter der 
Volksgerichte auf der Grundlage des allgemeinen, glei­
chen und direkten Wahlrechts in geheimer Abstimmung 
von den Bürgern für fünf Jahre gewählt. Die Schöffen 
der Volksgerichte werden in Betriebs- und Einwohner­
versammlungen für die Dauer von zwei Jahren 
gewählt. Einzelheiten über die Wahl regeln besondere 
Wahlordnungen der jeweiligen Unionsrepubliken.

Die Richter und Schöffen der Gerichte der auto­
nomen Gebiete und regionalen Bezirke sowie der 
Gebiets-, Regions- und Stadtgerichte werden von den 
zuständigen Sowjets der Deputierten der Werktätigen 
für die Dauer von fünf Jahren gewählt. Das gleiche gilt 
für die Richter und Schöffen der Obersten Gerichte der 
autonomen Republiken und der Unionsrepubliken sowie 
des Obersten Gerichts der UdSSR: diese werden durch 
die Obersten Sowjets gewählt, zum Richter und 
Schöffen kann jeder Bürger der UdSSR gewählt werden, 
der wahlberechtigt ist und am Wahltag das 25. Lebens­
jahr vollendet hat. Die Richter sind verpflichtet, vor 
ihren Wählern systematisch Rechenschaft über ihre 
Tätigkeit und die Arbeit des Gerichts abzulegen. Nur 
bei Vorliegen ganz bestimmter, im Gesetz beschriebener 
Voraussetzungen können die Richter und Schöffen ab­
berufen werden. Das Abberufungs- und Disziplinar­
verfahren wird in besonderen gesetzlichen Bestimmun­
gen geregelt. Die Ende 1957 in der RSFSR durch­
geführten Wahlen zu den Volksgerichten? und die zu 
Beginn des Jahres 1958 abgehaltenen Wahlen zu den 
Gebiets-, Regions- und Stadtgerichten sowie den Ober­
sten Gerichten der autonomen Republiken waren be­
deutende politische Ereignisse. Sie zeigten die feste Ver­
bundenheit der sowjetischen Werktätigen mit den 
staatlichen Organen, die die Rechtsprechung ausüben.

In der CSR wurde durch das Gesetz vom 4. Juli 1957 
über die Wahlen der Richter und Volksrichter an den 
Volks- und Bezirksgerichten und über die Regelung 
einiger ihrer Verhältnisse8 die Wahl der Richter der 
Volks- und Bezirksgerichte eingeführt. Auf Antrag des 
betreffenden örtlichen Rates werden die Richter und 
Schöffen der Volksgerichte durch die Kreisnational­
ausschüsse (Kreistage) und die Richter und Schöffen der 
Bezirksgerichte durch die Bezirksnationalausschüsse 
(Bezirkstage) für drei Jahre gewählt. Als Richter oder 
Schöffe kann jeder Bürger der CSR gewählt werden, 
der der volksdemokratischen Ordnung ergeben und 
unbescholten ist, das aktive Wahlrecht besitzt, über die 
erforderlichen Sachkenntnisse verfügt und am Wahltag 
23 Jahre alt ist. Der Justizminister bestimmt die Zahl 
der Richter für die einzelnen Gerichte, deren Vor­
sitzende sowie Stellvertreter. Der Justizminister kann 
einen Richter eines Volks- oder Bezirksgerichts zur Ver­
besserung seiner Erfahrungen und Kenntnisse an ein
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